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 unter Hinweis auf die Internationalen Menschenrechtspak-
te217, die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte218, die Er-
klärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale 
Länder und Völker219 sowie die Erklärung und das Aktionspro-
gramm von Wien, die am 25. Juni 1993 auf der Weltkonferenz 
über Menschenrechte verabschiedet wurden220, 

 sowie unter Hinweis auf die Erklärung anlässlich des fünf-
zigsten Jahrestags der Vereinten Nationen221, 

 mit dem Ausdruck ihrer Hoffnung, dass in dem Friedens-
prozess und bei der Herbeiführung einer endgültigen Regelung 
zwischen der palästinensischen und der israelischen Seite bis 
zu dem vereinbarten Termin im September 2000 rasche Fort-
schritte erzielt werden, 

 in Bekräftigung des Rechts aller Staaten der Region, in 
Frieden innerhalb sicherer und international anerkannter Gren-
zen zu leben, 

 1. bekräftigt das Recht des palästinensischen Volkes auf 
Selbstbestimmung, einschließlich der Möglichkeit der Schaf-
fung eines eigenen Staates; 

 2. bringt die Hoffnung zum Ausdruck, dass das palästi-
nensische Volk im Rahmen des derzeitigen Friedensprozesses 
sein Recht auf Selbstbestimmung, das keinem Veto unterliegt, 
bald ausüben wird; 

 3. fordert alle Staaten sowie die Sonderorganisationen 
und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen nach-
drücklich auf, das palästinensische Volk in seinem Streben 
nach Selbstbestimmung auch weiterhin zu unterstützen und ihm 
dabei Hilfe zu gewähren. 

RESOLUTION 54/153 

Auf der 83. Plenarsitzung am 17. Dezember 1999 ohne Abstimmung verabschie-
det, auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/603) 

54/153. Maßnahmen zur Bekämpfung heutiger Formen 
des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammen-
hängender Intoleranz 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 53/133 vom 9. Dezember 
1998 und Kenntnis nehmend von der Resolution 1999/78 der 
Menschenrechtskommission vom 28. April 1999222, 

 betonend, dass in der Erklärung und dem Aktionsprogramm 
von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonferenz über 
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Menschenrechte verabschiedet wurden223, der Beseitigung des 
Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlich-
keit und anderer Formen der Intoleranz Bedeutung beigemes-
sen wird, 

 überzeugt, dass der Rassismus, eines der Ausgrenzungsphä-
nomene, von denen zahlreiche Gesellschaften heimgesucht 
werden, nur durch entschlossenes Handeln und Zusammenar-
beit beseitigt werden kann, 

 nach Prüfung des Berichts des Sonderberichterstatters der 
Menschenrechtskommission über heutige Formen des Rassis-
mus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und 
damit zusammenhängender Intoleranz224 sowie der darin ent-
haltenen Schlussfolgerungen und Empfehlungen, 

 tief besorgt darüber, dass Rassismus, Rassendiskriminie-
rung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende In-
toleranz sowie Gewaltakte trotz unausgesetzter Bemühungen 
nicht nur weiter bestehen, sondern sogar noch zunehmen und 
dabei unaufhörlich neue Formen annehmen, wozu auch die 
Tendenz gehört, eine Politik zu verfolgen, die sich auf rassi-
sche, religiöse, ethnische, kulturelle und nationale Überlegen-
heit oder Exklusivität gründet, 

 sowie tief besorgt darüber, dass die Verfechter von Rassis-
mus und Rassendiskriminierung die neuen Kommunikations-
technologien, namentlich das Internet, missbrauchen, um ihre 
abscheulichen Ansichten zu verbreiten, 

 feststellend, dass der Einsatz dieser Technologien auch zur 
Bekämpfung von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz beitra-
gen kann, 

 sich dessen bewusst, dass ein grundlegender Unterschied 
besteht zwischen Rassismus und Rassendiskriminierung, die 
zur staatlichen Politik erhoben wurden oder die sich aus einer 
offiziellen Doktrin der rassischen Überlegenheit oder Exklusi-
vität ableiten, und anderen Erscheinungsformen des Rassismus, 
der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und da-
mit zusammenhängender Intoleranz, die in Teilen zahlreicher 
Gesellschaften immer häufiger zutage treten, von Einzelperso-
nen oder Gruppen begangen werden und sich zum Teil gegen 
Wanderarbeitnehmer und ihre Angehörigen richten, 

 in dieser Hinsicht erneut erklärend, dass es Aufgabe der 
Regierungen ist, die Rechte von Personen, die in ihrem Ho-
heitsgebiet wohnhaft sind, zu gewährleisten und sie vor von 
Einzelnen oder Gruppen begangenen rassistischen oder frem-
denfeindlichen strafbaren Handlungen zu schützen, 

 in Anerkennung der mit der Bekämpfung von Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängender Intoleranz in einer zunehmend globalisier-
ten Welt verbundenen Herausforderungen wie auch Chancen, 
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 mit Besorgnis feststellend, dass Rassismus, Rassendiskrimi-
nierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende 
Intoleranz unter anderem durch eine ungleiche Verteilung des 
Wohlstands, Marginalisierung und soziale Ausgrenzung ver-
schärft werden können, 

 zutiefst besorgt darüber, dass der Rassismus und die 
Rassendiskriminierung gegen Wanderarbeitnehmer trotz der 
Bemühungen, die die internationale Gemeinschaft unternimmt, 
um die Menschenrechte von Wanderarbeitnehmern und ihren 
Familienangehörigen zu schützen, immer weiter um sich grei-
fen, 

 feststellend, dass der Ausschuss für die Beseitigung der 
Rassendiskriminierung in seiner allgemeinen Empfehlung 
XV (42) vom 17. März 1993225 zu Artikel 4 des Internationalen 
Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Rassendis-
kriminierung226 die Auffassung vertreten hat, dass das Verbot 
der Verbreitung jeglichen auf rassischer Überlegenheit oder 
Rassenhass beruhenden Gedankenguts mit dem Recht auf Mei-
nungsfreiheit und dem Recht der freien Meinungsäußerung 
nach Artikel 19 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrech-
te227 und Artikel 5 des Übereinkommens vereinbar ist, 

 sowie feststellend, dass die Berichte, die die Vertragsstaaten 
auf Grund des Übereinkommens vorlegen, unter anderem In-
formationen über die Ursachen heutiger Formen des Rassis-
mus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und 
damit zusammenhängender Intoleranz sowie Maßnahmen zu 
deren Bekämpfung enthalten, 

 besonders bestürzt über die Zunahme von rassistischem und 
fremdenfeindlichem Gedankengut in politischen Kreisen, in der 
Öffentlichkeit und in der Gesellschaft im Allgemeinen, 

 mit Genugtuung feststellend, dass der Sonderberichterstatter 
der Zunahme von rassistischem und fremdenfeindlichem Ge-
dankengut in politischen Kreisen, in der Öffentlichkeit und in 
der Gesellschaft im Allgemeinen auch weiterhin Aufmerksam-
keit widmen wird, 

 unterstreichend, wie wichtig es ist, die zunehmenden ge-
waltsamen Tendenzen des Rassismus und der Rassendiskrimi-
nierung dringend zu beseitigen, und sich dessen bewusst, dass 
jede Form der Straflosigkeit bei strafbaren Handlungen, die 
durch rassistische und fremdenfeindliche Einstellungen moti-
viert sind, zur Schwächung der Rechtsstaatlichkeit und der 
Demokratie beiträgt, das Wiederauftreten solcher Handlungen 
oft begünstigt und nur durch entschlossenes Handeln und Zu-
sammenarbeit beseitigt werden kann, 

 betonend, wie wichtig es ist, dass Bedingungen geschaffen 
werden, die einer größeren Eintracht und vermehrter Toleranz 
innerhalb der Gesellschaften förderlich sind, 

 
225 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Achtundvierzigste Ta-
gung, Beilage 18 (A/48/18), Kap. VIII, Abschnitt B. 
226 Resolution 2106 A (XX), Anlage. 
227 Resolution 217 A (III). 

 1. bekräftigt die Erklärung des Jahres 2001 zum Interna-
tionalen Jahr der Mobilisierung gegen Rassismus, Rassendis-
kriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhän-
gende Intoleranz228; 

 2. fordert die zuständigen Organe der Vereinten Natio-
nen, die Mitgliedstaaten sowie die zwischenstaatlichen und 
nichtstaatlichen Organisationen auf, im Rahmen des Schwer-
punktjahrs Aktivitäten und Maßnahmen durchzuführen, zu för-
dern und bekannt zu machen, die seine Wirkung verstärken und 
seinen Erfolg gewährleisten sollen, insbesondere die Ergebnis-
se der Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminie-
rung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende In-
toleranz; 

 3. bekundet ihre volle Unterstützung und Anerkennung 
für die Tätigkeit des Sonderberichterstatters der Menschen-
rechtskommission über heutige Formen des Rassismus, der 
Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit 
zusammenhängender Intoleranz, unterstützt die Fortsetzung 
seiner Tätigkeit und nimmt mit Dank Kenntnis von dem Be-
richt des Sonderberichterstatters224; 

 4. ersucht den Sonderberichterstatter, seinen Meinungs-
austausch mit den Mitgliedstaaten, den entsprechenden Orga-
nen der Vereinten Nationen und den Sonderorganisationen, den 
anderen zuständigen Mechanismen und den nichtstaatlichen 
Organisationen fortzusetzen, damit ihre Wirksamkeit und ihre 
gegenseitige Zusammenarbeit gestärkt werden; 

 5. beglückwünscht den Ausschuss für die Beseitigung 
der Rassendiskriminierung zu seinem Beitrag zur wirksamen 
Durchführung des Internationalen Übereinkommens zur Besei-
tigung jeder Form von Rassendiskriminierung226, die zur Be-
kämpfung heutiger Formen des Rassismus, der Rassendiskri-
minierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhän-
gender Intoleranz beiträgt; 

 6. bekräftigt, dass rassistisch motivierte Gewaltakte ge-
gen andere keine Meinungsäußerungen, sondern vielmehr 
strafbare Handlungen darstellen; 

 7. erklärt, dass der Rassismus und die Rassendiskrimi-
nierung zu den schwersten Menschenrechtsverletzungen in der 
heutigen Zeit gehören und mit allen verfügbaren Mitteln be-
kämpft werden müssen; 

 8. bekundet ihre tiefe Besorgnis über alle Formen des 
Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlich-
keit und damit zusammenhängender Intoleranz, insbesondere 
jegliche rassistische Gewalt, sowie über damit zusammenhän-
gende willkürliche und unterschiedslose Gewaltakte und verur-
teilt diese unmissverständlich; 
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 9. bekundet außerdem ihre tiefe Besorgnis über alle 
Formen des Rassismus und der Rassendiskriminierung, 
namentlich Propaganda, Aktivitäten und Organisationen, die 
sich auf eine Doktrin der Überlegenheit einer Rasse oder einer 
Gruppe von Personen stützen und mit denen versucht wird, 
Rassismus und Rassendiskriminierung in irgendeiner Form zu 
rechtfertigen oder zu fördern, und verurteilt diese unmiss-
verständlich; 

 10. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die Erscheinungs-
formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz so-
wie die Stereotype, die sich in vielen Gesellschaften gegen 
Wanderarbeitnehmer und ihre Angehörigen sowie gegen Ange-
hörige von Minderheiten und schwächeren Gruppen richten, 
und verurteilt diese; 

 11. bekundet ihre tiefe Besorgnis über die Zunahme der 
rassistischen und fremdenfeindlichen Gewalt in vielen Teilen 
der Welt sowie über die wachsende Zahl von Vereinigungen, 
die auf rassistischen und fremdenfeindlichen Programmen und 
Satzungen gründen, wie aus dem Bericht des Sonderberichter-
statters hervorgeht; 

 12. legt allen Staaten nahe, in ihre Lehrpläne und Sozial-
programme auf allen Ebenen nach Bedarf die Vermittlung von 
Kenntnissen über fremde Kulturen, Völker und Länder und von 
Toleranz und Achtung für diese aufzunehmen; 

 13. erkennt an, dass die zunehmende Schwere der ver-
schiedenen Erscheinungsformen des Rassismus, der Rassendis-
kriminierung und der Fremdenfeindlichkeit in verschiedenen 
Teilen der Welt ein besser integriertes und wirksameres Vor-
gehen seitens der zuständigen Menschenrechtseinrichtungen 
der Vereinten Nationen erfordert; 

 14. legt den Regierungen nahe, geeignete Maßnahmen zur 
Beseitigung aller Formen des Rassismus, der Rassendiskrimi-
nierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhän-
gender Intoleranz zu ergreifen; 

 15. fordert alle Staaten auf, ihre Einwanderungspolitik zu 
überprüfen und erforderlichenfalls zu ändern, mit dem Ziel, 
sämtliche gegen Migranten gerichteten diskriminierenden Poli-
tiken und Praktiken, die nicht mit den einschlägigen internatio-
nalen Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschenrechte über-
einstimmen, zu beseitigen; 

 16. verurteilt den Missbrauch der Print-, der audiovisuel-
len und der elektronischen Medien sowie der neuen Kommuni-
kationstechnologien, namentlich des Internet, um zu durch Ras-
senhass motivierter Gewalt aufzustacheln; 

 17. ist sich dessen bewusst, dass es Sache der Regierun-
gen ist, geeignete und wirksame Rechtsvorschriften zur Verhü-
tung von rassistischen Handlungen, Rassendiskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intole-
ranz zu erlassen und durchzusetzen; 

 18. fordert alle Regierungen und zwischenstaatlichen Or-
ganisationen auf, dem Sonderberichterstatter gegebenenfalls 
mit Hilfe der nichtstaatlichen Organisationen auch weiterhin 
sachdienliche Informationen zur Verfügung zu stellen, damit er 
seinen Auftrag erfüllen kann; 

 19. spricht den nichtstaatlichen Organisationen ihre Aner-
kennung für die Maßnahmen aus, die sie gegen Rassismus und 
Rassendiskriminierung ergriffen haben, sowie für die kontinu-
ierliche Unterstützung und Hilfe, die sie den Opfern von Ras-
sismus und Rassendiskriminierung gewährt haben; 

 20. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, mit dem 
Sonderberichterstatter in vollem Umfang zusammenzuarbeiten, 
um ihm die Erfüllung seines Auftrags zu ermöglichen, nament-
lich die Untersuchung von Fällen von heutigen Formen des 
Rassismus und der Rassendiskriminierung, die unter anderem 
gegen Schwarze, Araber und Muslime gerichtet sind, sowie von 
Fremdenfeindlichkeit, Negrophobie, Antisemitismus und damit 
zusammenhängender Intoleranz; 

 21. ersucht den Generalsekretär, dem Sonderberichterstat-
ter jede erforderliche personelle und finanzielle Hilfe zu ge-
währen, damit er seinen Auftrag effizient, wirksam und rasch 
erfüllen und der Generalversammlung auf ihrer fünfundfünfzig-
sten Tagung einen Zwischenbericht vorlegen kann. 

RESOLUTION 54/154 

Auf der 83. Plenarsitzung am 17. Dezember 1999 ohne Abstimmung verabschie-
det, auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/603) 

54/154. Dritte Dekade zur Bekämpfung von Rassismus 
und Rassendiskriminierung und Einberufung 
einer Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassen-
diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und da-
mit zusammenhängende Intoleranz 

 Die Generalversammlung, 

 in Bekräftigung ihrer in der Charta der Vereinten Nationen 
enthaltenen Ziele, eine internationale Zusammenarbeit herbei-
zuführen, um Probleme wirtschaftlicher, sozialer, kultureller 
und humanitärer Art zu lösen und die Achtung vor den Men-
schenrechten und Grundfreiheiten für alle, ohne Unterschied 
nach Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion, zu fördern und 
zu festigen, 

 sowie in Bekräftigung ihrer festen Entschlossenheit und ih-
res festen Willens, den Rassismus in allen seinen Erscheinungs-
formen und die Rassendiskriminierung vollständig und bedin-
gungslos zu beseitigen, sowie ihrer Überzeugung, dass Rassis-
mus und Rassendiskriminierung eine völlige Negierung der 
Ziele und Grundsätze der Charta und der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte229 darstellen, 

 unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte, das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung je-
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